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 Am 10. November wurde 
die Bundestagsabgeordnete 
und Koordinatorin der Bun-
desregierung für maritime 
Wirtschaft und Tourismus, 
Claudia Müller (Bündnis 
90/Die Grünen), zur gemeinsa-
men Sitzung mit dem zeitweili-
gen Ausschuss Volkswerft be-
grüßt. Der Anregung von 
Michael Adomeit im Frühjahr 
folgte der Wirtschaftsausschuss 
und beschloss, Frau Müller zu 
einer gemeinsamen Sitzung mit 
dem zeitweiligen Ausschuss 
Volkswerft einzuladen. 

Schon die Namen beider Aus-
schüsse und die Funktion von 
Frau Müller gaben bereits den 
Themenrahmen vor. Dies und 
sicher die Situation der Werft 
und der Tourismusbranche in 
unserer Region, erregte für ei-
ne Ausschusssitzung ein außer-
gewöhnliches  Zuschauerinter-
esse. 

Zum Einstieg in das Thema 
der maritimen Wirtschaft stell-
te Frau Müller dar, dass die Re-
gierung stärker als bisher den 
Fokus auf die maritime Wirt-
schaft richtet, eine Neubewer-
tung des Schiffbaus in Deutsch-
land vornimmt und die Fragen 
zur Schiffbaufinanzierung völ-
lig neu zu denken hat. Finan-
zierungsvolumen von mehre-
ren hundert Millionen Euro bis 
zu eine Milliarde Euro für Spe-
zialschiffe können nur mit 
Großbürgschaftprogramme fi-
nanziert werden. Bisher stehen 
für Exportgeschäfte Hermes 
Kredite (Exportkeditgaranie) 
und CIRR-Kredite zur Zinsri-
sikoabsicherung zur Verfü-
gung. Jedoch richten sich diese 
Förderprogramme nicht an die 
Werften, sondern an die Auf-
traggeber. Leider sehen diese 

Programme nicht die Bindung 
an einen Standort vor, sondern 
an Fahrzeiten des fertiggestell-
ten Schiffes in bestimmten Re-
gionen. 

Mit speziell ausgerichteten 
Förderprogrammen unter-
stützt die Bundesregierung 
mittels Zuschüssen und Darle-
hen die einheimische maritime 
Wirtschaft sowie die Aus- und 
Weiterbildung von Schiffsme-
chanikern und Offizieren (auch 
weiblich). Von den erwähnten 
15 Förderprogrammen sind 
aus Platzgründen hier nur drei 
angeführt. 1. Innovativer 
Schiffbau sichert wettbewerbs-
fähige Arbeitsplätze – BAFA, 
2. Ausbildungsplatzförderung 
in der deutschen Seeschifffahrt 
– BSH und 3. Bau von Betan-
kungsschiffen für LNG und 
nachhaltige erneuerbare Kraft-
stoffalternativen in der Schiff-
fahrt (Betankungsschiff RL) – 
BFA. 

Vor dem Hintergrund, dass es 
von den 34 in der EU zugelas-
senen Schiffsrecyclingstandor-
ten nicht einen in Deutschland 
gibt, könnte das Thema Schiffs-
recycling durchaus Bedeutung 
für den maritimen Gewerbe-
park Volkswerft erlangen. Je-
doch haben vor allen die Ab-
wrackwerften in Asien gegenü-
ber einem hiesigen Standort 
deutliche Vorteile bei der 
Nachfrage nach Stahl, den Ar-
beitskosten und -bedingungen. 
Die EU hat angekündigt, im 
Rahmen der vorgesehenen 
Evaluierung der EU-Schiffs-
recyclingverordnung finanziel-
le Anreizsysteme zu prüfen. 
Chancen für die regionale ma-
ritime Industrie bestehen u.a. 
in der Aufgabe, die Küsten- 
und Binnenschiffe nachhaltig 

und technologieoffen (Schad-
stoffminimierung, alternative 
Antriebe) zu modernisieren. 
So gibt es einen Bedarf, ca. 400 
Küstenmotorschiffe auf Gas-
brennstoff umzurüsten. Das 
zeigt, Arbeitsmöglichkeiten, 
jenseits von Gigaprojekten gibt 
es. 

Die Ausführungen von Frau 
Müller, dass in der maritimen 
Industrie vor allem Konstrukti-
onskapazitäten fehlen, konn-
ten der Gewerkschaftler 
(IGM) Herr Fröschke und der 
Betriebsrat Herr Fischer so 
nicht stehen lassen, denn allein 
unter den Gästen befanden 
sich zwei Konstrukteure, die 
Arbeit suchen und nicht aus 
der Region fort wollen... 

Zu dem Themenkomplex 
Tourismus war die Position von 
Frau Müller eindeutig. Der 
Tourismus braucht dringend 
Unterstützung, jedoch ist diese 
Aufgabe nur arbeitsteilig zwi-
schen Bund und Land zu be-
wältigen. Der Bund schafft die 
Rahmenbedingungen, die Län-
der sind für die Entwicklung 
und Vermarktung zuständig. 
So plant beispielsweise die 
Landesregierung in Schwerin 
als erstes Bundesland ein Tou-
rismusgesetz. Die Antwort der 
Bundesregierung auf die seit 
etwa einem Jahr hochschnel-
lenden Energiepreise ist der 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
des Bundes. Hieraus werden 
bis zu 200 Milliarden Euro für 
die Strom- und Gaspreisbrem-
se bereit gestellt. Davon profi-
tiert das Gastgewerbe unmit-
telbar sowie andere Branchen 
auch. Darüber hinaus sind zu-
sätzliche Maßnahmen für Un-
ternehmen vorgesehen, welche 
nur unzureichend von der 

Strom- und Gaspreisbremse 
erreicht werden können. Zur 
Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur in struktur-
schwachen Regionen können 
einzelbetriebliche Investitio-
nen zum Ausbau der touristi-
schen Infrastruktur gefördert 
werden. Diese Entscheidung 
liegt bei den Ländern, wobei 
die Finanzierung je zur Hälfte 
vom Bund und Land erfolgt. 
Von 2017 bis 2021 sind so für 
den Tourismus in unserem 
Bundesland knapp 300 Millio-
nen Euro solcher Fördermittel 
(GRW) bewilligt worden. Das 
entspricht etwa 38% aller in M-
V in diesem Zeitraum bewillig-
ten GRW-Mitteln und stellt die 
dritthöchste Quote dieser Mit-
tel im Vergleich zu den anderen 
Bundesländern dar. Als Bei-
spiele zu Fördermaßnahmen in 
unterschiedlichen Kategorien 
sind u.a. angeführt worden. 1. 
ohne Einnahmen zu generie-
ren: Wander-, Rad- und Reit-
wege, unentgeltliche Informa-
tionszentren, Promenaden, 
Seebrücken, unentgeltliche 
Bootsanlegestellen, 2. mit Ein-
nahmen: Schlechtwetterfrei-
zeitangebote, kleine örtliche 
Museen und 3. als einnahmen-
schaffende Maßnahmen: Bä-
dereinrichtungen, Thermalbä-
der oder Basisinfrastrukturein-
richtungen mit touristischem 
Bezug.   

Den anschließenden Mei-
nungsaustausch nutzen einige 
Ausschussmitglieder, um dar-
zustellen, dass die Verwaltung 
und die Bürgerschaft in diesen  
schwierigen Zeiten alles Er-
denkliche unternimmt, um  
Stralsund voran zu bringen. 
Herr Rademacher als Vertreter 
der IHK meldete sich, um auf 

die dramatische Situation im 
Tourismus hinzuweisen und in-
direkt die Bürgerschaftsmit-
glieder kritisch hinsichtlich der 
geplanten Bettensteuer anzu-
sprechen. Wie schwierig die 
Lage für den Handel ist, be-
richtete Herr Grundke als Ge-
schäftsführer eines Elektronik-
fachmarktes am Beispiel seines 
Unternehmens, das nun erst-
mals rote Zahlen schreibt. 
Dem Handel bliebe derzeit nur 
die Hoffnung auf ein rettendes 
Weihnachtsgeschäft. 

Allen Anwesenden war klar, 
dass Frau Müller weder Ar-
beitsplätze noch Aufträge für 
die maritime Wirtschaft oder 
den Tourismus regnen lassen 
kann. Gleichwohl können sol-
che Treffen Impulse und Anre-
gungen geben, mit welchen 
Mitteln die maritime Wirt-
schaft und der Tourismus in 
Stralsund Antworten auf die 
aktuellen Herausforderungen 
finden kann. Mit Dank für ihr 
Kommen wurde Frau Müller 
verabschiedet. 

Bernd Buxbaum 
Vorsitzender des Ausschuss 

für Wirtschaft, Tourismus  
und Gesellschafteraufgaben 
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 (LKV-R) Aus der Nachbar-
schaft südlich des Stralsunder 
Zentralfriedhofs wurden seit 
dem Frühjahr 2022 immer wie-
der Ratten gesichtet. Das Areal 
rund um den „Müllcontainer-
platz“ ist nicht nur optisch eine 
Belastung für Anwohnende, 
sondern zunehmend ein ernst-
haftes Gesundheitsrisiko. Wo 
sich Küchenabfälle, Haushalts- 
und Sperrmüll ungeschützt an-
sammeln, werden über kurz 
oder lang Schädlinge angezo-
gen. Nach § 2 Nr. 12 des Infek-
tionsschutzgesetzes gehören 
Ratten als Überträger vieler 
Krankheiten zu diesen Gesund-
heitsschädlingen: Neben Han-
taviren oder Salmonellen, die 
für Menschen gesundheitsge-
fährdend sind, zählen dazu auch 

solche Erreger, die Tierseuchen 
wie Schweine- und Geflügelpest 
auslösen. Insgesamt wird Rat-
ten die Übertragung von etwa 
120 Infektionskrankheiten zu-
geschrieben. Hinzu kommt, 
dass sich innerhalb eines Jahres 
aus einem Rattenpaar insge-
samt mehrere hundert Nach-
kommen ergeben können, 
wenn die Lebens- und Umwelt-
bedingungen stimmen. Daher 
arbeitet der Fachdienst Ge-
sundheit des Landkreises Vor-
pommern-Rügen Hand in 
Hand mit dem Fachdienst Um-
welt sowie dem Ordnungsamt 
der Hansestadt Stralsund zu-

sammen: Um die weitere Aus-
breitung der Nagerpopulation 
zu verhindern und somit das In-
fektionsrisiko zu minimieren, 
hat das Gesundheitsamt des 
Landkreises Vorpommern-Rü-
gen die verantwortlichen Haus-
verwaltungen bzw. Vermieter 
kontaktiert und aufgefordert, 
die Rattenbekämpfung einzu-
leiten. Dazu sind Eigentümer 
von Grundstücken und Gebäu-
den laut der Landesverordnung 
zur Bekämpfung von Gesund-
heitsschädlingen (§ 2 Ges-
SchädBLVO M-V) verpflichtet. 
Dafür muss eine Fachfirma zur 
Schädlingsbekämpfung auf dem 

Gelände beauftragt werden, da 
nach der Schädlingsbekämp-
fungsverordnung Mecklenburg-
Vorpommern ausschließlich 
Fachbetriebe diese Aufgabe 
durchführen dürfen (§ 4 und 5  
GesSchädBLVO M-V). 

Während Ratten normaler-
weise die Kanalisation bevorzu-
gen, können sie beispielsweise 
aufgrund von Baustellen aus 
ihrem gewohnten Lebensraum 
vertrieben werden. Die REWA 
kommt der gezielten Schäd-
lingsbekämpfung in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich auch nach. 
Die bislang durchgeführten 
Maßnahmen können in dem be-

troffenen Wohngebiet jedoch 
nicht greifen, wenn die hygieni-
schen Zustände vor Ort die Rat-
tenansiedlung zugleich beför-
dern.  Jede Bürgerin und jeder 
Bürger kann selbst dazu beitra-
gen, einen Rattenbefall zu ver-
meiden, wenn zum Beispiel 
Speisereste und Lebensmittel 
nicht in der Toilette, sondern in 
der Biotonne entsorgt werden. 
Mülltonnen generell geschlos-
sen gehalten werden. Gelbe 
Säcke erst am Abholtag nach 
draußen gestellt werden ge-
brauchte Habseligkeiten als 
Sperrmüll beim Entsorgungs-
dienst angemeldet und erst kurz 
vor dem Termin an die Straße 
gestellt werden, damit kein 
Sammelplatz entsteht, der Rat-
ten Unterschlupf bietet.

RATTENPOPULATION WÄCHST 
Müllsammelplatz Knieper West III


